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Die Friedensübergabe an Oeſterreich
Der „feierliche“ Akt in Verſailles

(Eigene Drahtmeldung der H. 3.
Verſailles, 2. Juni.

Die Zeremonie der Vertragsüberreichung an die Deutſch
reicher fand heute mittag programmmäßig ſtatt. Selbſt
ewski war diesmal pünktlich, dagegen ließ Wilſon eine

Biertelſuunde auf ſich warten. Nachdem alle Delegierten die
Friedensbedingungen in Empfang genommen hatten, nahm

Flemenceau das Wort zu einer kurzen Anſprache. Er
ſprach darin ſeine Anſicht aus über den Jnhalt des Vertrages,
der folgende Artikel enthält:

Vorwort,
Bölkerbund,
Tſchechoſlowakiſche und tſcheckiſche Jntereſſen,
die Intereſſen der Deutſchöſterreicher außerhalb Europas,
maritime und Luftſchiffahrtsbeſtimmungen,

Frage der Kriegsgefangenen und der Kriegergräber,
wirtſchaftliche Beſtimmungen, Luftverkehrs-Beſtimmungen,

Schiffahrtsfragen,
Beſtimmungen über Häfen und Eiſenbahnen,

Arbeiterfragen und einen Artikel
Diverſes. e

Die Beſtimmungen über die Regulierung der Beziehungen
zu Jtalien, die Finanzfragen, die Entſchädigungsfrage und die
nilitäriſchen Fragen werden ſpäter überreicht werden.

C(Clemenceau teilte mit, daß den Oeſterreichern 15 Tage zuge
neſſen würden, ihre Einwände auf die bereits überreichten
Bertragsbedingungen in ſchriftlicher Form ei cher
Derauf wärde vie E. und die Friſt
beſtimmen, in welcher die Oeſterreicher zu unterzeichnen oder

abzulehnen hätten Clemenceaus Rede wurde von dem franzö
ſiſchen Dolmetſcher ſehr ſchlecht überſetzt. Der Dolmetſcher
ſagte wiederholt deutſcher Vertrag anſtatt deutſchöſterreichiſcher
Vertrag, worauf Clemenceau ſein Mißfallen äußerte. Darauf

erhob ſich Staatskanzler Dr. Renner und antwortete in
franzöſiſcher Sprache: Er ſagte etwa folgendes:

Die Donaumonarchie, mit der ſich die Entente in Kriegs
zuſtand befand, hat ſeit dem 12. November 1918 aufgehört zu
exiſtieren. Aufgehört hat auch der verhängnisvolle Dualismus
und Militarismus und übrig blieben nur acht Nationen, die
ſich alle in der gleichen troſtloſen Lage befinden. Die deutſch
öſterreichiſche Republik iſt auf die gleiche Art entſtanden wie
die übrigen Nachfolgeſtaaten und ſie iſt daher nicht mehr
Nachfolger des alten Staates als die anderen. Das ſei
der Hauptpunkt, auf den er die hohe Verſammlung mit allem
Nachdruck aufmerkſam machen wolle. Alle Länder und alle
Völker der alten Monarchie müßten in der gleichen Weiſe
verantwortlich gemacht werden für die Folgen eines
Krieges, in den ſie von der alten Monarchie hinein
getrieben worden ſeien. Die junge deutſch- öſterreichiſche
Republik habe ſich von allen Herrſchergelüſten und von
allen reaktionären Ueberlieferungen des alten Kaiſerreichs
freigemacht. Die deutſch öſterreichiſche Republik habe niemals
einen Krieg erklärt und niemals einen Krieg geführt und auch
niemals den Weſtmächten gegenüber im Kriegszuſtand befun
den. Trotzdem befinden ſich jetzt die Deutſchöſterreicher hier in
variz in einer rechtlich nicht begründeten Lage. Deutſchöſter

reich ſei ſich bewußt, daß ſein Schickſal in den Händen der
Alüerten liege, aber hoffe, daß ihm das freie Verfügungsrecht

nicht abgeſprochen werde und daß man es nicht zur öffentlichen
Vernichtung verurteilen wird. Das deutſchöſterreichiſche Volk
habe ſich Disziplin und Energie bewahrt. Kein Blut habe die
junge Republik Eeſchmutzt. Renner ſchloß:
Sie die Sieger ſind und entſchloſſen, Jhre Bedingungen zu
prüfen und Natſchläge entgegenzunehmen.

Renners Rede wurde ins Engliſche und Jtalientſche über
ſett. Gleich darauf erklärte Slemencean die Sitzung für beendet.

Amſterdam, 2. Juni.Den öſterreichiſchen Bevollmächtigten in Saint Ger
main wurden die Friedensbedingungen der alliierten

und aſſoziierten Mächte mit Ausnahme der militäriſchen, der
gutmachungs-, der finanziellen und gewiſſer Grenz-Haufeln über reicht. Die erwähnten Klauſeln, die noch nicht

r Ueberreichung bereit ſind, werden ſobald wie möglich aus
Ehändigt. Die Oeſterreicher werden inzwiſchen Gelegenheit

mit ihrer Arbeit an dem größten Teil des Vertrages an
Flengen. Der öſterreichiſche Vertrag folgt genau den
Anrifſen des deutſchen und iſt an vielen Stellen bis
auf die Aenderung des Namens mit dem deutſchen identiſch.Deſterre ich der Ausdruck „Deutſchöſterreich“ wird
Lrmieden wird durch den Vertrag ein Staat von etwa ſechs
eder Einwohnern, die ein Gebiet von 59000

Wir wiſſen, daß

Quadratmeilen bevölkern. Es erkeant die l Austanſch von Unterſchriften, aber keinen Frieden geben.

vollſtändige Nnabhängigkeit Ungarns, der Tſchecho
ſlowakei und des ſerbiſch-kroatiſch-ſloweni-
ſchen Staates an und tritt andere Gebiete, die früher mit
ihm zuſammen das öſterreichiſch- ungariſche Kaiſerreich bildeten,
ab. Oeſterreich ſtimmt dem Völkerbundsvertrag zu,
und erklärt ſich bereit, die Arbeitercharta anzuerkfennen,
auf alle ſeine außereuropäiſchen Rechte zu verzichten,
ſeine geſamten maritimen und Lufetſtreitkräfte
abzurüſten, den alliierten und aſſoziierten Mächten das Recht
zur gerichtlichen Verfolgung derjenigen ſeiner Unter
tanen zuzugeſtehen, die ſich einer Verletzung der Geſetze und
Gebräuche des Krieges ſchuldig gemacht haben, und die
detaillierten Beſtimmungen über die Beziehungen
und die Freiheit des Tranſitverkehrs ähnlich denen im
deutſchen Vertrag anzunehmen. Der erſte Abſchnitt des von
Reuter gemeldeten Auszuges enthält den Völkerbund s
vertrag, der 12. den Arbeitervertrag. Veide ſind mit
den betreffenden Abſchnitten im deutſchen Vertrag
identiſch. Dasſelbe gilt von Abſchnitt 6, der von den
Kriegs gefangenen und den Gräbern, und von Ab-
ſchnitt 10, der von der Luftſchiffahrt handelt. Desgleichen
iſt Abſchnitt 11 des dentſchen Vertrages, der die Grundlinien für
die Durchführung enthält, in den öſterreichiſchen Vertrag ein
geſchloſſen. Abſchnitt 2 behandelt die Green zen. Die Nord
gren ze mit der Tſchechoſlowakei folgt den alten adminiſtrativen
Grenzen, die die Provinzen Böhmen und Mähren von
Ober und Unteröſterreich trennten, mit einigen kleinen Ab
weichungen, vor allem in der Gegend von Gründe, Feld
berg und längs des Morawafluſſes. Die Südgrenze
mit Jtalien und dem ſerbiſch-kroatiſch-ſloweni
iſſchen Staate ſoll ſpäter von den hauptſächlichſten alli
ierten und aſoziierten Mächten feſteſest werden. Jm
Often geht die Grenzlinie nordöſtlich BVleiburg und über
ſchreitet die Drau knapp oberhalb von Lawanz.

5 h ſchliebtich amS 4e e ee ee Rabinettsſitzung
on unſerem hi-Sonder berichterſtatter

Berlin, 2. Juni.
Heute nachmittag fand im Abgeordnetenhaus eine Kabi

nettsſitzung zwiſchen den Mitgliedern der Reichsregierung
und der preußiſchen Staatsregierung und Abgeordneten aus den
beſetzten Gebieten ſtatt. Der Gegenſtand der Beratungen
waren die Vorgänge im Rheinland und Maßnahmen,
durch die den dortigen Umtrieben wirkſam begegnet werden
könnte. Die Verhandlungen, die ſtreng vertraulichen Charakter
hatten, begannen um 2. Uhr und dauerten bis in die ſpäten
Nachmittagsſtunden. Wie wir weiter hierzu erfahren, wurde
eine Entſchließung angenommen.

7

Der Widerhall der Mantelnote
Verſailles, 2. Juni.Marcel Sembat beſchäftigt ſich in der „Heure“ mit der

deutſchen Mantelnote, deren Jnhalt er für ſo be
wert und wohl auch in ihrem kritiſchen Teile für ſo

berechtigt hält, daß er ihre Berückſichtigung für notwendig
erachtet. Dieſe Note für beantwortungswürdig halten, heißt
die Diskuſſion eröffnen, alſo in Verhandlungen
eintreten. Jn dem Augenblick, in dem begründete Kritik an den
Entente Vorſchlägen feſtgeſtellt wird, gibt man die Schwäche
dieſer Vorſchläge zu und fordert zu deren Abänderung
heraus. Beſonders ſchwach iſt nach Sembat die Frage des
Völkerbundes denn er empfindet es als ungeheuren
Widerſpruch, deutſche Arbeiter in die internationale Ar
beiterorganiſation aufzunehmen und, wie die letzte Clemen
ceau- Note ankündigt, das ganze deutſche Volk, alſo
Deutſchland, vorerſt vom Völkerbund auszu
ſch ließen. Tatſächlich liegen die Dinge auch ſo, daß an dieſer
Weigerung, die als eine Strafe Deutſchlands gedacht
iſt, Gewaltpolitiker vom Schlage Tardieus und Clemen
ee aus nur deshalb hängen, weil ſie keine allgemeine
Völker gemeinſchaft wollen. Denn dieſe würde mit
einem Schlage alle ſtrittigen Probleme löſen und den wahren
Frieden ſchaffen. Deshalb iſt Sembats Aeußerung von unge
heurem Wert, denn eine Verhandlungsbaſis von Gleich zu
Gleich ſchaffen, heißt auch zugleich die Streitigkeiten über die
Schuldfrage beſeitigen, was letzten Endes auch Deutſchland er
möglichen würde, alle Welt von ſeiner grundlegenden inneren
Geſtaltung zu überzeugen. Die Mantelnote zeigt, daß die En
tente mit ſich ſelbſt im Widerſpruche ſei, wenn ſie Deutſch
lands Entwaffn ung fordere, aber Deutſchland nicht in den
Völkerbund aufnehmen wolle. Wer aber abrüſten müſſe, müſſe
auch in die Geſellſchaft der Nationen aufgenommen werden.
Sonſt ſei er wehr los. Auch die Behauptung Brockdorffs, daß
die augenblickliche Faſſung des Vertragsentwurfes
Deutſchland wirtſchaftlich zugrunde richte, ſei richtig.
Deutſchlands Ruin ſei auch Frankreichs Ruin. Desgleichen ſei
Brockdorffs Einſpruch gegen die Danziger Löfungzutreffend.“ Zum Schluß hebt Sembat hervor, daß Clemencean
in der geſtrigen Antwort an Brockdorff betreffend die Arbeiter
geſesgebung im Namen der Alliierten erklärte, daß deutſche
Vertreter demnächſt in die internationale Arbeits
organiſation aufgenommen werden ſollen. Sei dies nicht
der erſte Schritt zum Anſchluß Deutſchlands an die Geſell
ſchaft der Rationen Hierin liege alles. Mit einer
wahren Geſellſchaft der Nationen, die alle Nationen umfaſſe.
werde der Frieden mö lich fein, ohne ſie könne es wohl einen

Demohkratiſche Sezeſſion
Der von uns ſchon beſprochene Artikel des Herrn Ge-

heimrats Abderhalden in der „Voſſiſchen Zeitung
beſchäftigt ſich auch mit der berüchtigten Hungerfriedens-
reſolution vom 19. Juli 1917, von welcher der Verfaſſer
ſagt, daß er „perſönlich nie ein Freund“ derſelben geweſen
ſei. Durchaus zutreffend hebt der Verfaſſer von ihr her
vor: „Sie blieb ohne Einfluß auf die Feinde, und in der
Heimat wirkte ſie zerklüftend, weil dem
Volke die Diſſonanz zwiſchen den beſtimmten Angaben,
daß wir unter allen Umſtänden ſiegen werden, und der
Friedensreſolution unüberbrückbar erſchien.“ Hier wird
von demokratiſcher Seite alſo unumwunden zugegeben, daß
das deutſche Volk bis dahin in ſeinen Maſſen darin einig
war, daß Deutſchland nur durch einen Sieg, alſo durch
ſeine eigene Kraft, einen erträglichen Frieden würde er
halten können, daß von dem Augenblick der Annahme
dieſer Reſolution im Reichstage aber die innere Ein
heitsfront zerriſſen wurde, indem man dem, Volke
das Hirngeſpinſt eines Verſtändigungsfriedens vorzauberte
und ihm dadurch den Glauben an ſeine Kraft und Fähig-
keit, einen Siegfrieden zu erreichen, raubte. Die Parteien,
welche die Verantwortung für dieſe Friedensreſolution
tragen, ſind Sozialdemokratie, Fortſchrittliche Volkspartei
(die Vorläuferin der heutigen Demokratiſchen Partei) und

ntrum. Von jenem Augenblicke ging die Zermürbungs

der wir die Waffen und jetzt die Friedens
bedingungen der Entente verdanken. Angeſichts der
Folgen jener Unterwürfigkeitsreſolution vom 19. Juli
1917 kann man es verſtehen, wenn bisher demokratiſch ge
ſinnten Patrioten Ach und Wehe zu werden beginnt und
ſie dieſer Partei den Rücken kehren, deren politiſche Be
rechnungen wie ein Kartenhaus zuſammengebrochen ſind
und die ſoviel Elend über das deutſche Volk gebracht hat.
Andererſeits aber haben unentwegte Demokraten, wie
Abderhalden, auch heute noch den Mut zu der Behauptung,
daß „jene Reſolution mit der Demokratie als ſolche gar-
nichts zu tun“ habe obwohl dieſe Reſolution doch ge
rade aus dem internationalen, von Völkerverſöhnung
ſchwärmenden und tränmenden Geiſte der Demokratie her-
ausgeboren wurdel! Bekümmert bekennt Abderhalden:
„Ein wilder Haß flammt einem oft entgegen, und be-
ſonders, ſeit die furchtbaren Friedensbedingungen bekannt
geworden ſind, erhebt ſich der Kampfruf gegen die Demo
kraten wieder beſonders laut.“ Das deutſche Volk beginnt
eben endlich, endlich zu merken, von welchen politiſ
Parteien ihm das tiefe Unglück der Gegenwart gekomm
iſt. Die demokratiſchen Führer ſehen ihre Mitglieder jetzt
ſchwinden, und um dieſe Sezeſſion aufzuhalten, möchten ſte
die unſelige Friedensreſolution verleugnen und jeden Zu
ſammenhang zwiſchen ihr und der Demokratie in Abrede
ſtellen den inneren Zuſammenhang, der doch ſo klar vor
aller Augen liegt. Man kann ihnen nachfühlen, daß ihnen
um die Zukunft der demokratiſchen Partei bange zu wer
den beginnt, denn was für eine Zukunft könnte eine Partei
auch haben, die in Vergangenbeit und Gegenwart ſo kläg-
lich verſaat hat! „Wir Demokraten ſollten zum Volke von
allen Möglichkeitem der Zukunft ſprechen. Wir müſſen
poſitive Politik treiben. Wir werden uns nur be-
haupten, wenn wir etwas leiſten.“ Soricht
aus dieſen Worten des Herrn Geheimrats Abderhalden
nicht ſchon die blaſſe Angſt um das Schickſal ſeiner Varteik
Zum mindeſten dürfte er der Anſicht ſein. daß ſeine Vartel
den Kulminationspunkt ihres Glanzes bereits üder ſchritten
hat. Was aber hat das deutſche Volk von den internete-
nalen Tendenzen der Demokratie zu ſeiner Rettwma noch
zu erhoffen, da es ſieht, wie in allen anderen Völkern die
realpelitiſcher Gedanken nationeler Se
ſtrebungen zum Siege geführt deben! Ueberall ham
Nationalgefübl, Nationalſtolz und Natiengkebre gehend
und trinmphiert nur in Deutſchland konnten dem
kratiſche Schwarmgeiſter die Oderdand gewinnen, indem
ſie das deutſche Volk mit einem Gerechtigkeit und Be
ſöhnungsfrieden detörten Jndem das deutſche Bl den
Hirngeſpinſt Glanden ſchenkte derler c die mcnn
Spannkiaft und Energie und mache i du de
lution wedrles. Wehrlot ehriet et r d
iſt die Kette der Leiſtungen der Dem i d



deutſche Volk. M es da ein Wunder, wenn ſich immer
weitere Kreiſe dieſer Partei abwenden und Anſchluß an die

ationalen Parteien ſuchen? Dieſe Entwicklung
wird auch die Ueberredungskunſt des Herrn Geheimrats
Abderhalden nicht aufzuhalten vermögen, deſſen Artikel die
bezeichnende Unterüberſchrift trägt: „Ein Wort gegen die

Sezeſſioniſten“. x h. b.
Die Uneinigkeit unter den Demokraten. Der Herfall
ver demokratiſchen Partei zeigt ſich äußerlich dadurch, daß

ſich ſelbſt die Abgeordneten der Partei in den Parlaments
tzungen ſchon gegenſeitig erregt bekämpfen. So hatte man

Dienstag im Verfaſſungsausſchuß der National-
verſammlung das Schauſpiel der ſich zankenden Demokra-
ten. Ein Antrag des Abg. Ablaß auf Vereinheitlichung
der Rechtspflege wurde von ſeinem Parteigenoſſen Koch
(Kaſſel) lebhaft bekämpft, und der dritte Demokrat Zö-
phel vertrat wieder einen andern Standpunkt. Es kam
ſoweit, daß ſich die demokratiſchen „Parteifreunde“ mit un
liebenswürdigen Zwiſchenrufen bedachten; ſo fertigte Dr.
Ublaß den Abg. Koch mit den Worten: „Warten Siel“
höchſt unfreundlich ab. Man erkennt bei jeder Gelegenheit,
wie ſich die Gegenſätze in der demokratiſchen Partei immer
mehr verſchärfen.

Der Zerfall der Demokratiſchen Partei,
Führer der Demokratiſchen Partei in MecklenburgStrelitz,
darunter der frühere Landtagspäſident Medizinalrat Dr. Wilda,
der bisherige Miniſter Dr. Pieper und Dr. Webe haben ſich durch
öffentliche Erklärungen von der Deutſchen demokratiſchen Parkei
losgeſagt.

Die Deutſche Demokratiſche Partei in Geldverlegen-
heit. Jn einem Rundſchreiben der Zentrale der Demo-
kratiſchen Partei befindet ſich, wie uns mitgeteilt wird,
folgendes: Es wird darüber Klage geführt, daß die Partei
nicht hinreichend finanziell unterſtützt wird. Die Zentrale
gibt die Verſicherung ab, daß im ganzen Reiche die äußerſten
Anſtrengungen erforderlich ſind und ſofort einzuſchreiten
iſt, wenn die demokratiſche Sache nicht aus Geldmangel
in ernſte Gefahr gebracht werden ſoll Das Rund
ſchreiben ſchließt „Die Lage iſt ſo ernſt, die Arbeit der
anderen Parteien ſo unabläſſig und von ſo ungeheuren
Geldmitteln unterſtützt, daß nur das Zuſammenfaſſen aller
Kräfte der Demokratie ein ſiegreiches Fortſchreiten auf der
ſo glücklich begonnenen Bahn ermöglichen kann.“ Auch
dies beweiſt die Kriſis, in der ſich die Partei infolge der
verkehrten Politik ihrer Führer befindet. Infolge der
unerträglichen Zuſtände in der Berliner Organiſation hat
Geh. Sanitätsrat Dr. Mugdan den Vorſitz
derſelben und des Berliner Parteitags niedergelegt
Die Spaltung in Berlin wird der „Tgl. Rdſch.“ als nahe
bevorſtehend bezeichnet.

Der „Vogel“Rummel
Wer fozialiſtiſche und demokratiſche Blätter regelmäßig

zu leſen gezwungen iſt, dem fällt es auf, welchen breiten
Raum die Berichte und Erörterungen über die Flucht des
Oberleutnants Vogel aus dem Gefängnis einnehmen,
welcher in der Liebknecht- Luxemburg Affäre zu einer Ge
fängnisſtrafe verurteilt worden war. Man muß den Ein
druck gewinnen, daß dieſen Blättern und Parteien alles
Augenmaß für die Bedeutung der politiſchen Vorgänge ab
handen gekommen iſt. Gegenwärtig dürften gewiß wich-
tigere Fragen zur Debatte ſtehen, Fragen, von deren
Löſung das Geſchick des deutſchen Volkes auf Jahrhunderte
hinaus abhängen wird. Wollen die beiden Parteien ſich
aber ſchon einmal mit dieſen Senſationsangelegenheiten
befaſſen, ſo dürften ſie gewiß „dankbarere“ Objekte finden.
Wir wollen nur daran erinnern, daß der erſte ſozialdemo-
kratiſche Polizeipräſident von Berlin, der Verbrecher Eich
horn, noch immer nicht aufgegriffen iſt, und daß auch die
Mörder des Oberſtleutnants von Klüber in Halle noch
immer frei und ſtraflos herumlaufen. Der Oberleutnant
Vogel befindet ſich Nachrichten zufolge in Holland und wird
von dort aus keinem Deutſchen etwas anhaben, Eichhorn
und die Mörder von Klübers aber befinden ſich unter uns
und können jeden Tag neue Verbrechen ausführen. Wie-
viel Menſchenleben hat wohl allein Eichhorn auf dem Ge
wiſſen! Wir finden aber nicht, daß die ſozialiſtiſche Re
gierung und deren Preſſe ſich ſonderlich bemühten, dieſe
Verbrecher aufzugreifen und hinter Schloß und Riegel zu
bringen. Hier könnte ſie, wie geſagt, eine dankbare Auf

gabe finden. oDie internationale Arbeitergeſetzgebung
Clemenceaus Antwort.

Paris, 2. Juni.
Jm Namen der alliierten und aſſoziierten Regierungen hat

Miniſterpräſident Clemencegu auf die deutſche Ergänzungs
nwote betreffend die internationale Arbeitergeſetz-
gebung unter anderem geantwortet, daß die alliterten und
aſſoziierten Regierungen an der Ausarbeitung der internatio
nalen Arbeitergeſetzgebung mitarbeiten wollen, daß aber die Ge
ſetze von den Vertretern der geſamten Arbeiter
ſchaft angenommen werden müßten. Bei wahrhaft demo-
kratiſchen Regierungen könnten die Anſichten und Jntereſſen
der Regierungen mit denen der Arbeiter in keinem Wider-
ſpruch ſtehen. Die ſchon jetzt vorhandene internationale
Arbeiterorgantſation ſei durchaus in der Lage, jeden von einem
Mitgliede der Organiſation eingereichten Vorſchlag praktiſch zu
behandeln. Die Beſchlüſſe des internationalen Gewerkſchafts
kongreſſes in Bern ſeien entgegen der deutſchen Behauptung

eingehend geprüft worden. Der deutſche Vorſchlag, Vertreter
Deutſchlands in die internationale Arbeiterorganiſation inner
halb kurzer Friſt aufzunehmen, findet eine günſtige Aufnahme

Den Deutſchen ſollen nach Schluß der Friedenskonferenz al le
Rechte und Privilegien der anderen Mitglieder bezüg
lich dieſer Organiſation und ihres Verwaltungsrates zuerkannt

9 c In der Antwortnote heißt es weiter, daß man auf der
nolage der Organiſation ſchrittweiſe alle Wünſche der Ar

5 beiter verwirklichen könne und müſſe. Die von der deutſchen
Delegation erwähnten Fragen ſeien von der Arbeiterkommiſſion
der Konferenz geprüft worden. Dieſe Kommiſſion ſei zu dem
h uſſe gekommen, dieſe Fragen wären Sache der internatio-

alen Arbeiterorganiſation. Dem Vorwurf, daß die alliierten
und aſſogiierten Regierungen in ihrem Entwurf von den dem o
kratiſchen Grundſätzen abgewichen jeien, müſſe ent

deutſchen

Mehrere bisherige

Man dürfe doch nicht vergeſſen, daß die
der Regierungen bei den Arbeiterkonferengzen, jedenfalls
Dolegierten der alliierten und aſſoziierten Regierungen,
Maſſe der Bevölkerung dieſer Länder vertreten, und daß ein fehr
erheblicher Prozentſatz der Arbeiterſchaft in allgemeinen Berufs

verbänden nicht zuſammengeſchloſſen ſei. Gs könne auch nicht
zugelaſſen werden, daß die beſte Geſetzgebung zunichte gemacht
wird, falls nur ein Fünftel der vertretenen Regierungen Ein
wendungen erhebe. Schließlich macht die Note darauf aufmerk
ſam, daß die Vorbereitungen zur erſten Verſammlung der inter
alliierten Arbeiterorganiſation, die Oktober ſtattfinden ſoll,
emſig betrieben werden. Es liege kein Bedürfnis vor, einen
Arbeiterkongreß in Verſailles zu verſammeln. Es
liege nur der Wunſch vor, den Frieden bald möglichſt
wiederherzuſtellen und die Beſtimmungen eines ſozialen Pro
gramms zur Annahme zu bringen, das wohl ohne Zweifel ſchon
verwirklicht wäre, wenn nicht die deutſchen Angriffe die Gedanken
und Sorgen der ganzen Welt dem Kampfe für die Frei-
heit zugewendet und die Völker gezwungen hätten, die Wah
rung ihrer Unabhängigkeit jedem anderen Jdeal
vovanzuſtellen.

Die Gegenvorſchläge im viererrat
Paris, 2. Juni.

Jm diplomatiſchen Lagebericht heißt es u. a.: Die vier
Staatsmänner prüften am Sonnabend vormittag die deutſchen
Gegenvorſchläge und überwieſen verſchiedene Artikel den
zuſtändigen Ausſchüſſen zur Begutachtung. Die Kommiſſion für
die Feſtſetzung der Veſtimmungen der Militärverwal-
tung der rheiniſchen Gebiete hat vormittags und
abends Sitzungen abgehalten. Die Beſtimmungen werden als
bald nach Unterzeichnung des Friedens in Kraft treten. Der
Sitzung wohnten unter andern bei Marſchall Foch General
Diaz, General Wilſon, General Bliß, Geneval Wey
gand und Loucheur.

Die Türkenfrage
Verſailles, 2. Juni.

Laut „Times“ iſt die amerikaniſche Abteilung des inter
alliierten Unterſuchungsausſchuſſes, der an
Ort und Stelle die Wünſche und Forderungen der
Bevölkerung der türkiſchen Gebiete prüfen ſoll,
in den letzten Tagen nach Konſtantinopel abgereiſt, wo
ſie die Unterſuchung beginnen wird. Die Abreiſe der engliſchen
und franzöſiſchen Abteilungen iſt noch niht feſtgeſetzt. Die
franzöſiſche Regierung will warten, bis die Frage der militär:
ſchen Okkupationsgebiete im Orient endgültig ge
regelt iſt. „Bon Soir“ ließ geſtern abend 50 in Deutſchland ge
druckte Exemplare des alliierten Friedensentwurfs
franzöſiſchen Deputierten, Senatoren und ſämtlichen ehemaligen
Miniſterpräſidenten und Vorſitzenden der großen Ausſchüſſe zu
kommen. Die Parlamentarier, die den Entwurf erhalten
haben, äußerten ihre große Freude darüber. Einige befürchteten
allerdings, daß ſie durch den Beſitz dieſer Dokumente in Unan
nehmlichkeiten geraten könnten. Eine große Angahl von
Deputierten und Senatoren, die bei der Sendung des „Bon
Soir“ nicht berückſichtigt werden konnten, erbaten auf der
Redaktion des Blattes gleichfalls Exemplare. „Bon Soir“ weiſt
darauf hin, daß Präſident Wilſon ſelbſt die Oeffentlich-
keit der Verhandlungen gefordert, und daß er ſomit
im Wilſonſchen Geiſte gehandelt habe. Oder ſei etwa die fra. i
zöſiſche Regierung in dieſem Punkte mit Wilſon nicht mehr
einig? Werde ſie gegen die Redaktion des Blattes gerichtlich
vorgehen? Jedenfalls ſcheint die franzöſiſche Regierung durch
die Maßnahme des „Bon Soir“ in
Lage gekommen zu ſein, denn ſie hat alle diesbezüglichen
Meldungen in der geſtrigen Abendpreſſe von der Zenſur ſtveichen
laſſen.

Die rheiniſche Republik
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

Frankfurt a. M., 2. Juni.
Dr. Ha aſe und Geſinnungsgenoſſen wollten geſtern 10 nhr

vormittags in Speyer die rheiniſche Republik aus-
rufen. Die empörte Menge ſtürzte ſich auf die Landesverräter.
Haaſe ſoll geſchoſſen haben und wurde daraufhin derartig zuge-
richtet, daß er ſchwer verletzt vom Platze getragen werden mußte.
Aehnlich erging es ſeinen Spießgeſellen. Der Putſch in
Speyer iſt vollſtändig mißglückt. Jn der Stadt herrſcht
gehobene Stimmung.

g8 Verſailles, 2. Juni.
Die Gründung einer rheiniſchen Republik wird von

der Pariſer Preſſe mit unverhohlener Genugtuung begrüßt. Man
hofft, daß dadurch die Deutſchen die Ententebedingungen ſchneller
annehmen. Moritz Barres er aus Mainz einen Artikel, in
dem er behauptet, daß der ſeit Jahrzehnten gehegte Wunſch der
Loslöſung von Preußen z erfüllt ſei, AndereBlätter beſprechen das Ereignis nicht ohne biſſige Bemerkungen
und geben den Rheinlanden zu verſtehen, daß fie trotzdem
Kviegskoſten ebenſo wie andere Staaten zu bezahlen hätten.

Frankfurt a. M., 2. Juni.
Zur Ausrufung der rheiniſchen Republik erſahren wir noch:

Die Plakate, die die Ausrufung der rheiniſchen Republik ver-
kündeten, wurden von der „Rheiniſchen Volkszeitung“ in Wies-
baden gedruckt und wurden von franzöſiſchen Offizieren nach
gewieſenermaßen angebracht. Darauf wurden ſie von der Be
völkerung wieder entſernt. Viele Beteiligte wurden verhaftet.
Ein nationaler Ausſchuß, an deſſen Spitze der Vorſitzende der
Deutſchnationalen Volkspartei v. Stein ſteht, ſberreichte dem
franzöſiſchen Militäradminiſtrator Pinet einen Proteſt gegen die
Ausrufung der rheiniſchen Republik. Stein wurde von Pinet
gehört und mit dem Abſchub nach Deutſchland bedroht. Jn-
folge des allgemeinen Ausſtandes, der heute vormittag 10 Uhr ein
geſetzt hat, ſind ſämtliche Läden und auch die Schulen geſchloſſen.
Das Elektrigitätswerk arbeitet nicht. Straßenbahnen verkehren
nicht, die Zeitungen haben ihr Erſcheinen eingeſtellt. Die
franzöſiſche Militärbehörde hat den Abtransvort der Lebensmittel
eingeſtellt. Dr. Dorten wurde zum Staatépräſidenten er-
nannt und hat ſeine Tätigkeit bereits gufgenommen.

Der Staatsanwalt Dr. Dorten hatte der Reichsregierung
in Berlin angezeigt, daß er an die Spitze der ſogenannten
Rheiniſchen Republik getreten ſei. Die Antwort, die Dr. Dorten
daraufhin aus Berlin mitgeteilt wurde, lautete, daß ſein Vor
gehen den Tatbeſtand eines Hochverrates darſtelle und daß
gegen ihn ein Verfahren eingeleitet ſei. Die zuſtändigen Be
hörden hätten den Befehl, ihn zu verhaften.

Berlin, 2. Juni.
Von zuſtändiger Stelle erfahren wir, daß die franzöſiſche

Beſatzungsbehörde vom Polizeidirektor in Wiesbaden aus-
drücklich verlangt hat, dafür zu ſorgen, daß die Plakate, die die
Proklamierung der rheiniſchen Republik ent
halten, nicht entfernt werden. Die Forderung ſteht in merk
würdigem Gegenſatz zu dem von der Beſatzungsbehörde immer
wieder betonten „rein privaten, volkstümlichen Charakter der
Separationsbewegung.

eine etwas veinliche“

Die Eiſenbahnfrage im Preußenpariam
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Abg. Kopſch (Dem.): Die Verteuerunarten t fie das mirderbemittelte Volk eine n td
rn Der Redner fordert unter anderm die Vermeh be

chnellzüge tunder
Abg. Dr. Kähler (Deutſ. ional): Jch wir Jr eine Etatsrede zu ten (Sehr richtig We er

omme auf die zur Verhandlung ſtehenden Fragen zurück ahaben in der Eiſenbahnverwaltung jetzt angefangen, vom da Vir

u leben und können nicht mehr aus den eigenen Einnahmen
usgaben beſtreiten. Man iſt mit den Lohnerhö r

zu umfangreich und zu ſchnell vor nungen. ie g.nung des Miniſterpräſidenten zu weiteren Lohn werumgen n
ich dankbar begrüßt. Alle dieſe Kriegs und Teuerungszulane

ſind eine Schuld, die wir aufgenommen haben und die
aus der künftigen produktiven Arbeit wieder bezahlen miſer
An den Abbau dieſer Lohnerhöhung muß ſo bald
möglich gegangen werden. Das in der Eiſenbahn ſtes e
Kapital muß möglichſt intenſiv ausgenützt werden Für ende
Verbeſſerung des Perſonen- und Güterverkehrs kann e
nur dan ſein. Iſt bei der Feſtſtellung der Wa ſtillſtan
bedingungen die preußiſche Eifenbahnverwaltung überhau
teiligt geweſen? Man ſollte den Handel mit leicht verderblihe
Nahrungsmitteln endlich freigeben, damit man die Unzahl de
Hamſterfahrten aus der Welt ſchafft. Gegen dieſchmutzung nicht nur der Eiſenbahnwagen, ſond ch
Bahnhöfe muß energiſch eingeſchritten werden.
kräften kann es doch nicht fehlen. Unter dem Ma
portmitteln leidet beſonders die Landwirſchaft im O
das Eiſenbahnperſonal wird ein beſonderes Verke m
t W ſchaffen ſein. Die Eiſenbahner ſelbſt haben den dringen

n unſch, daß aus ihnen die zahlreichen unehrlichen Elemente
ausgeſchieden werden. Sie ſtehen leider unter einem ſehr ſtarken
Druck. Die Verwaltung hat durchaus die Möglichkeit
Zuſammenarbeiten mit den ruhigen Elementen zu fördern. V
das Trinkgeld ein Mittel iſt, im Eiſenbahnverkehr Ord
ſchaffen, kann man nicht behaupten. Die gute alte Zeit, indas Eiſenbahnfahren eine Annehmlichkeit war, kann und in

Die Arbeit in den Werkſtätten muß nur owiederkommen.
ganz anders zur Ausnutzung aller Arbeitskräfte und aller Ar
beitsmittel herausgebildet werden.
Akkordarbeit halte ich für einen volkswirtf
lichen Fehler.Abg. Schmedding (Ztr.) hofft, daß nach den Erklärungen
Miniſters alles geſchehen wird, um wieder zu beſſeren Ver,
kehrsverhältniſſen zu kommen.

Abg. Mehrhof (U. S.):

geführt würde.
Miniſter Oeſer: Die vorgebrachten Wünſche werden ſo

Die Vermehrung der Schalter iſt ſchon
angeordnet worden. Jn der franzöſiſchen Preſſe iſt mitgeteilt
fältig geprüft werden.

worden, daß ein Teil der Lokomotiven, ſobald die Frage
der Bezahlung akut wird, zurückgegeben werdenEs ſoll ſich um 1000 bis 2000 Lokomotiven handeln. Natnlh

Aber wir werden
gegeben worden

wird uns die Rückgabe ſehr erwünſcht ſein.
d. omotinen nur ſo zurücknehmen, wie ſie her
ind.

ob die Zeitungsnachricht ſich bewahrheite,
büchermonopol eingeführt werden ſoll.

ſchlechter als in Oeſterreich, wo man ja das
pol

Unterrichtsminiſter Haeniſch: Der Gedanke der Schulbücher
monopoliſierung iſt ernſter Erwägung wert. Seiner

emmungenVerwirklichung ſtehen aber zurzeit noch große
entgegen. Wir werden einen freien Ausſchuß hervorragen
Pädagogen aller Richtungen einberufen,
nutzten Schulbücher gründlich nachprüfen wird.

Abg. Wildermann (Ztr): Meine
denken gegen ein Schulbüchermonopo

wenn der Gedanke der Sozialiſterung des Schulbücherweſ
uns raſch Fortſchritte mach e.

Abg. Adolf Hoffmann (U. S.): Gs handelt ſich nicht darum
ob der Profit der Verlagsbuchhändler geſchmälert wird, ſon

dern darum, was der Geſamtheit zuträglich iſt.
Abg. Rippel (Dn.): Die Schulbücherfreiheit iſt ein

Teil der Geiſtesfreiheit, die ſich jedes Volk bewahren
muß, wenn es ſich nicht ſelbſt aufgeben will.Abg. Frau Pöhlmann (D. Vp.): Jn der Monopoliſierung der

Gefahr für den Buchhandel ſowie

Abg. Schreiber-Halle (Dem.): Wir lehnen ein Schulbücher
Schulbücher liegt eine große
für das Geiſtesleben.

monovol ab.Die Ausſprache ſchließt. Nächſte Sitzung Dienstag 12 uhr:
Kleine Anfragen, Vorlage betr. Staffelung der Ein
kommenſtenuner. Schluß gegen 434 Uhr.

Bernſtorff Botſchafter in Rom
Berlin, 2. Juni.ie die „Voſſ. Ztg. aus Rom berichtet, will das Orgen

Sonninos mitteilen können, daß der frühere deutſche Botſchafter
in Waſhington, Graf Bernſtorff, für den deutſche
Botſchafterpoſten in Nom vorgeſehen ſein ſoll.

Verfaſſung und Räteſyſtem
Verlin, 2. Juni.

Der Verfaſſungsausſchuß der deutſchen Nationalverſamm
lung hat den Artikel über die Einführung des Räke-
ſyſtems in die Verfaſſung mit geringfügigen Aenderungen
nach den Vorſchlägen der Regierung angenommen und
damit die erſte Beratung des Verfaſſungsentwurfes abgeſchloſſen

Morgen findet die zweite Leſung ſtatt.

Der neue Weltkrieg
Eigene Drahtmeldung der H. Z.

Amſterdam, 2 W
Marſchall Douglas Hai in EdinburgRede ebceen, in ver et r r roßer Weltkrieg

in dem m Aſien ſich gegen Europa ſtellen werdenächſter J unft nicht zu vermeiden v ſo lange nicht ein Ver
ſtändnis zwiſchen den Lorkern der lt herbei

General wies darauf hin, daß alle Mittel zur erhü ung e
Kriegen ſich bisher nicht bewährt hätten und daß ein neues Agefunden werden müſſe, um die Völker der Welt ſo zu erziehen

daß Kriege künftig unmöglich ſind
Ausdehnung des Pariſer Streik

Paris, 2. Junl.
Die Metallarbeiter und Arbeiterinnen der Gegend von Pa
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gtadtverordneten Sitzung in Halle

verabſchiedung der unbeſoldeten Stadträte
unter den 47 Punkten, die die geſtrige Tagesordnung um

peanſpruchte wohl der auf Demiſſionierung
geſamten Magiſtrats, der von der Unabhängigen

de jaldemokratie geſtellt wurde, den meiſten Raum. Stadtv.
t peantragte, dieſen Punkt als letzten der Tagesordnung
e handeln, am ſo den Magiſtratsmitgliedern Eelegenheit zu
n den übrigen Verhandlungen beiwohnen zu können. Der

wurde von der Linken des Hauſes und acht Demokraten
gelehnt Der Vorſitzende gibt zunächſt mehrere Eingänge be-

ſo eine Eingabe des 6. Kommunalen Bezirksvereins, der
4 wünſcht, daß die Rettungsringe an den Saale-Brücken

der angebracht werden möchten. Eine Eingabe der drei Mit-
et der Baudeputation geht dahin, daß ſie die Annahme und
Wiehnung ihrer Aemter von der Aenderung der Verordnung

nagiſtrats abhängig machen, nach der Mitglieder der Bau
Vutation ſich auch an Arbeiten, die vom Magiſtrat ausge-
t eben werden, beteiligen können. Danach wird in die Tages

ung eingetreten und zunächſt über den bekannten Antrag
Imbhängigen Sozialiſten verhandelt

„Hie Stadtverordnetenverſammlung wolle beſchließen: Die
gagiſtratsmitglieder werden aufgefordert, der neugewählten
Etadtverordnetenverſammlung ihre Mandate zur Verfügung
zu ſtellen, damit die Umgeſtaltung des Magiſtrats eingeleitet

kann. Von den unbeſoldeten Stadträten erwarten
n die ſofortige Mandatsniederlegung.“
Stadtv. Koenen (U. S.) begründete in längeren Aus-

rungen den Antrag, indem er betonte, daß, nachdem die
kiadwerordnetenverſammlung eine andere Zuſammenſetzung
Fahren habe, auch im Magiſtrat, dem Zuge der Zeit folgend,

geuorganiſation erfolgen müſſe. Es ſei doch wohl nicht
mängig, daß der Magiſtrat, der auf Grund des Dreiklaſſen-
ahlrechts amtiere, noch weiter die Geſchäfte der Verwaltung
ihre Er und ſeine Freunde denken nicht daran, daß in kurzer
Jeit die beſoldeten Magiſtrats mitglieder einfach abgeſetzt werden
len ſondern ſie ſollen ſich in einer Uebergangszeit erklären,
Mund wie ſie ſich mit den neuen Verhältniſſen abzufinden ge-
aten. Jn den Verhandlungen, die in dieſer Sache mit dem

Nagiſtrat gepflogen werden müſſen, wird es ſich zeigen, wie weit
an den einzelnen Magiſtratsmitgliedern neues Vertrauen ent
enbhringen kann. BVetreffs der unbeſoldeten Magiſtratsmit-

eder ſteht er und ſeine Freunde auf dem Standpunkte, daß
ihre Aemter im vollen Umfange zur Verfügung ſtellen

üſen, damit der Magiſtrat ſich in Zukunft zur einen Hälfte
z bürgerlichen und zur anderen aus ſozialdemokrat' ſchen
ſitgledern zuſammenſetze. Redner erwartet von der Ver
mnmnlung, daß ſie dem Antrage aus prinzipiellen politiſchen
nd praktiſchen Gründen zuſtimmen werde. Stadtv. Keil
dem.) betont demgegenüber, daß gar keine Veranlaſſung vor

den Antrag anzunehmen. Wir dürfen einer geſetzlichen
egelung nicht vorgreifen. Die Regierung muß gewichtige
ünde haben, daß ſie die jetzigen Magiſtrate mit ihren erfahre-
m Nännern nicht beſeitigt wiſſen will. Auch wir können un
n Magiſtrat die Anerkennung nicht verſagen, daß er ſtets

ine ganze Kraft für das Wohl der Stadt eingeſetzt hat. Poli
ſche Vetätigung von Männern könne doch nicht allein die Be
gung für ein Magiſtratsmitglied erbringen. Wir wiſſen
hl von den alten Magiſtratsmitgliedern, was ſie für das Ge
invohl der Stadt in den einzelnen Dezernaten getan haben,

er von den neuen Männern, die uns ihrer politiſchen Fähigkeit
gen präſentiert werden, wiſſen wir nicht, ob ſie auch die ein
blägigen praktiſchen Kenntniſſe beſitzen. Das entſcheidende
ment bei der Sache aber iſt das, daß uns jede geſetz
ißige Berechtigung fehlt, an den Magiſtrat das An
nen zu ſtellen, die Aemter niederzulegen; wir würoen ihm
durch ein Mißtrauensvotum ausſtellen. Stadtv. Stein
rück (Deutſchn.) hält den Antrag aus denſelben Gründen wie
t Vorredner vechtlich für ungültig. Es kann kein Verwaltungs-
amter gezwungen werden, ſein Amt niederzulegen, wenn die
erfaſſung es nicht vorſchreibt. Unſere Städteordnung war

dezu vorbildlich, wir ſind darum von den Amerikanern be
idet worden. Redner bittet im Auftrage ſeiner Fraktion, eben-
l den Antrag abzulehnen Stadtv. Kleei s (Soz.) gibt die
ärung ab, daß ſeine Partei im allgemeinen mit dem Ankrage

inderſtanden iſt; ſie könne ſich aber nicht dazu entſchließen, von
beſoldeten Magiſtratsmitgliedern die Amtsniederlegung zu

dern, ſchon aus finanziellen Geſichtspunkten heraus. Redner
lt folgenden Antrag: „Von den unbeſoldeten Magiſtratsmit-
jedern wird erwartet, daß ſie der neugewählten Stadtverord-
enber ſammlung ihre Mandate zur Verfügung ſtellen, damit in

x nächſten Zeit die Umgeſlaltung des Mägiſtrats eingeleitet
den kann.“ Stadtv. Koenen gibt zu, daß von der Re
rung noch nichts unternommen worden iſt, und pflichtet dem
daß nicht allein Männer mit politiſchen und agitatoriſchen
higleiten die Anwartſchaft haben, Magiſtratsämter zu be
äden, ſondern nur orgamiſatoriſch und praktiſch tätige Männer
m Gemeinwohl nützen können. Stadtv. Keil weiſt darguf
daß im Laufe des Jahres ſechs Stellen unbeſoldeter Magi
mitglieder neu zu beſetzen find, bei deren Verteilung die
inſche der Antvagſteller berückſichtigt werden können.
dw Finger führt aus: Der Magiſtrat iſt eine Verwal
aglörperſchaft, die die Verwaltung in rein objektiver Weiſe zu
en hat. Glauben Sie, daß ein Dezernat anders geführt wird,
mein Sozialdemokrat es übernimmt? Jch habe Gelegenheit,

ich Hunderte von Perſonen abzufertigen und kann mit
dem Gewiſſen ſagen, daß es ein Sozialdemokrat nicht beſſer
den könnte. Redner bittet darum, daß man die Politik nicht
de Verwaltung einführt. Stadw. Herzfeld: Jch ver

durchaus nicht, daß eine Stadtverordnetenverſammlung
den neuen politiſchen Verhältniſſen Folgerungen zieht, kann
nicht zugeben, daß dem Magiſtrat ein Mißtrauensvotum

beſtellt wird. Redner aber erwartet, daß die unbeſoldeben
d temitglieder von ſelbſt die Konſequenzen aus den Ver

iſen gezogen hätten und ihre Aemter niederlegten. Die
x iſt keine politiſche, ſondern eine Rechtsfrage, und die
iſe rordnetenverſammlung iſt nicht zuſtändig, derartige Be

d zu faſſen. Es beteiligen ſich noch an der Debatte die
d Bock und Albrecht. Der Vorſitzende ſchlägt vor,

Ah Anträge geſondert abzuſtimmen. Der Antrag Albrecht,
die beſoldeten Stadträte ihre Aemter niederlegen ſollen, wird
die Stimmen der bürgerlichen und der mehrheitsſogialiſti
Stadtverordneten abgelehnt. Der Antrag Kleeis,

m nur die unbeſoldeten Magiſtratsemitglieder ihre
niederlegen ſollen, wird angenommen; dafür ſtimmen

den linken Fraktionen 9 demokratiſche Stadiverordneta,

Die von der unabhängigen ſoztaldemokratfſchen Frakkion
Ute Anfrage, ob das Landesjägerkorps Halle a
arniſon erhält, und ob der Magiſtrat in dieſer Frage ſchon

Unterhandlungen gepflogen hat, wurde vom Magiſtrat dahin
beantwortet, daß dies nicht der Fall ſei. Ss wird prechung
der Anfrage beantragt, worauf ſich eine Debatte entwickelt

Ermittlungsſtelle für aufzuteilende Wohnungen.

Die ſozialdemokratiſche Fraktion ſtellt folgen
den Antrag: Der Magiſtrat wolle im Einvernehmen mit
dem Kollegium eine Stelle ſchaffen, der obliegt, große, den Zeit
verhältniſſen entſprechend nicht voll gausgenüßte
Wohnungen zu ermitteln und ſie umfangreicher als
bisher der Allgemeinheit dienſtbar zu machen. Die bisherigen
Maßnahmen in dieſer Richtung entſprechen nicht den durch
die große Wohnungsnot hervorgerufenen Bedürfniſſen.“ Stadtv.
Kleeis begründet den Antrag und vertritt den Standpuntt,
daß die Wohnungsfürſorge in unſerer Stadt energiſcher in die
Hand genommen werden müſſe. Da unſtreitig ein großer
Mangel an Kleinwohnungen vorhanden ſei, müſſe an eine
weitere Aufteilung der großen Wohnungen gegangen werden.
Stadtv. Gräfe (U. S.) beantragt, dieſe Angelegenheit dem
Arbeiterrat zu überweiſen. Dem widerſprechen die Stadtv.
Herzfeld, Frl. Schrecker, Balke und Stadtrat Kinne,
ſie empfehlen, die Wohnungsfürſorge vielmehr dem Klein
wohnungs- Ausſchuß zu übertragen. Dem ſtimmt die Verſamm-
lung zu.

Zuſchüſſe zur Schaffung von Kleinwohnungen.
Durch Beſchluß der ſtädtiſchen Körperſchaften vom

16. Juli 12. Auguſt 1918 ſind zum Zwecke der Gewährung von
Zuſchüſſen zu Bauten zur Schaffung von Kleinwohnungen aus
dem Kriegsfonds 100 000 M. bewilligt worden. Von dieſem Be
trage ſind bisher verbraucht worden: Als Zuſchuß zur
Errichtung von Kleinwohnungen 60 000 M. und für den Aus
bau von 4 Kleinwohnungen durch die Stadt ſelbſt 3200 M., ſo
daß bereits über 63 200 M. verfügt worden iſt. Ueber eine
Anzahl von Geſuchen zur Gewährung von Zuſchüſſen ſchweben
noch die Verhandlungen. Die dafür notwendigen Mittel werden
ſich auf mindeſtens 30 000 M. ſtellen, ſo daß der Betrag in
aller Kürze faſt völlig aufgebraucht ſein wird. Wenn die zur
zeit vom Magiſtrat eingeleiteten Verhandlungen über die An
mietung von weiteren Baulichkeiten zum Ausbau von Klein-
wohnungen, wodurch etwa 45--50 Kleinwohnungen geſchaffen
werden ſollen, zum Abſchluß kommen, werden weitere 140 000 M.
erforderlich ſein. Für die BVauvorhaben des Bauvereins für
Kleinwohnungen am Mühlrain, an der Liebenauer und an der
Merſeburger Straße, welche die Errichtung von insgeſamt 134
Kleinwohnungen zum Gegenſtande haben, ſind nach den bei dem
Staatskommiſſar für das Wohnungswe'en beantragten Zu-
ſchüſſen zu den Ueberteuerungskoſten von der Stadt insgeſarnt
rund noch 585 000 M. zu tragen, ſo daß in Kürze mindeſtens
725 000 M. erforderlich ſind. Außer dieſen Aufſwendungen ent
ſtehen der Stadt noch weitere Ausvaben durch die Veſchaffung
von Koch gelegenheiten in den von Privatwohnungen abgetrennten
Räumen, in denen weder der Vermieter, noch der Mieter in der
Lage ſind, dieſe zu beſchaffen. Auch ſonſt treten ſtändig neue
Anforderungen an die Stadt heran, die es notwendig machen,
daß der Magiſtrat jederzeit in der Lage iſt, über bereite Mirtel
für Wohnungszwecke verfügen zu können. Es erſcheint daher
erforderlich, daß nicht nur eine Summe bereitgeſtellt wird, welche
zur Deckung der Ausgaben für die zurzeit ſchon ſchwebenden
Projekte ausreicht, ſondern es müſſen darüber hinaus noch
gewiſſe Beträge verfügbar bleiben, damit der Magiſtrat jeder-
zeit die Möglichkeit hat, etwa ſich bietende Gelegenheiten zur
Schaffung von Kleinwohnungen durch die Stadt anuszunutzen.
1. Aus dem Kriegsfonds den Betrag von 1 Million Mark für
die Gewährung von Zuſchüſſen zu Bauten zur Scrhaffung von
Kleinwohnungen und für den Ausbau vorhandener Baulichkeiten
zu Kleinwohnungen durch die Stadt ſelbſt zu bewilligen, 2. den
Magiſtrat zu ermächtigen, ohne Sondervorlage im Einzelfalle
Zuſchüſſe zu gewähren und über den Ausbau vorhandener Bau
lichkeiten ſelbſtändig zu beſchließen. Jn der Ausſprache for-
dert Stadtv. Albrecht (U. S.), daß das Verfügungsrecht des
Magiſtrats auf Summen bis 5000 M., Stadtv. Gerig, daß es auf
Summen bis 10 000 M. beſchränkt wird. Die Stadtvv. Bundt
(Dtſchnat.) und Buſſe (Dtſchnat.) ſtellen den Antrag, zunächſt
über die Vorlage des Magiſtrats abzuſtimmen; wird abgelehnt,
der Antrag Gerig angenommen.

Zwecks Verwendung von Flächen nördlich der Ladenberg-
ſtraße zur Erbauung eines Jugendheims wird die Auf
hebung der Straßenzüge der Jonasſtraßezwiſchen Wolf- und Ladenbergſtraße und der Canſteinſtraße
zwiſchen Beeſener- und Licbenauer Straße nötig. Beide Straßen
ſind für das Verkehrsſtraßennetz ohne Bedeutung. Die Ver-
ſammlung beſchließt ſo.

Durch Gemeindebeſchluß vom 29. Mai,„22. Juni 1914 wurde
dem Magiſtrat, wie in früheren Jahren, aus Anleihemitteln ein
Betrag zur Verfügung geſtellt für die Bearbeitung von Kanali-
ſationsproſeklen. Der bewilligte Betrag iſt während der Kriegs
zeit allmählich aufgebraucht worden. Nunmehr ſind die Arbeiten
für manche noch aufzuſtellende Projekte, auch für die zur
Schaffung von Vorflut bei Siedlungsbauten, kräftig wieder auf-
genommen worden. Gemäß dem vorgelegten Koſtenanſchlag be
antragt der Magiſtrat, die erforderlichen Mittel in Höhe von
50 000 M. aus der Anleihe von 1910 zu bewilligen. Der Bau-
und Haushaltausſchuß empfiehlt die Annahme der Vorlage; die
Verſammlung ſtimmt ihr zu.

Kanaliſierung der Tiefgebiete.
Unter dem 29. Mai 1914 hat der Magiſtrat der Stadtver-

ordnetenverſammlung die Projekte für die Entwäſſerung
der von der Gerberſgale und dem Mähl-
graben einerſeits ſowie der Wilden Saale und derEliſabethſaale andererſeits begrenzten tiefliegenden
inſelartigen Stadtteile vorgelegt. Dieſe Tiefgebiete werden nach
dem Trennſyſtem kanaliſiert, es werden hier Regen- und
Schmutzwäſſer nicht gemeinſchaftlich in einer Leitung abge-
führt, ſondern das Regenwaſſer wird durch beſondere Leitungen
nach beſtimmten Ausmündungen in die Saale geführt, während
das Schmutz- und Fäkalienwaſſer durch ein zweites Rohrnoetz
nach einigen tiefgelegenen Schächten geleitet wird, von wo es in
den jenſeits der Gerberſaale bzw. des Mühlgrabens liegenden
Hauptſammelkangal übergepumpt wird, durch den es zur Klär-
anlage fließt. Die Stadtverordneten- Verſammlung hatte den
Magiſtratsantrag auf Bewilligung der Koſten in Höhe von
867 000 M. aus der Anleihe von 1910 unter dem 29. Juni 1914
genehmigt. Die veranſchlagten genehmigten Koſten reichen für
die Arbeiten, mit denen nunmehr begonnen werden ſoll, aber
bei weitem nicht aus. Mutmaßlich werden die Koſten das 3
bis 4fache betragen. Die Verſammlung erteilt ihre Genehmigung
dazu, daß die entſtehenden Mehrkoſten. ſoweit hier noch Geld
mittel vorhanden ſind, der Anleihe von 1910 entnommen, im
e aus einer noch aufzunehmenden Anleihe gedeckt
werden.

Der Neubau der Handels- und Gewerbe
ſchule für Mädchen auf dem Rofßvplatz (die Behandlung er
geſtern an dieſer Stelle bereits mitgeteilten Vorlage über den
Neubau der Handels- und Gewerbeſchule wird aus der geſtrigen
Sitzung zurückgeſtellt. D. Red.) bedingt die Verlegung der
über den Roßplatz zum Nordfriedhof führenden Zufahrt-
ſt raße. Die neue Straße nimmt auch beſonders bezüglich der
Leitungen auf die Bedürfniſſe der zwiſchen Waſſerturm und
Kaſerne zu errichtenden Kleinwohnungsanlagen Rückſicht. Ge
mäß vorgelegter Koſtenanſchläge ſind erforderlich: für die Her
ſtellung' der Straßenbefeſtigung 23 000 M., die Serſtellung des
Straßenkanals 14 000 M. und die Herſtellung der Gasleitung

den 3. Juni

11 500 M. zuſammen 48 500 M. Die Verſanrmlung veſchließt,
die Ausführung der Arbeiten zu genehmigen und die Koſten
aus Anleihemitteln vorſchußweiſe zu bewilligen.

(Fortſetz ung folgt.)
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Ueber Mietsſteigerung, Kündigungsfriſt u. g.
Von zuſtändiger Seite wird mitgeteilt: Hausbeſitzer:

Miet ſteigerungen ſind nur rechtswirkſam, wenn der
Mieter zuſtimmt. Lehnt der Mieter ab, oder erklärt er auf
das Steigerungsverlangen nichts, ſo bleibt die alte Miete be
ſtehen. Der Hausbeſißer hat dann das Recht, beim Mieteini
gungsamt die Genehmigung zur Kündigung zu beantragen.
Das Mieteinigungsamt lehnt zwar regelmäßig den Genehmi

ab, ſetzt aber den Mietpreis nach den bekannten
rundſätzen feſt (10 Proz. über die letzte Friedensmiete) als

Regel, 15 Proz. Zuſchlag in beſonderen Fällen, 20 Proz. aus
nahmsweiſe). Anträge auf Genehmigung der Kündigung müſſen
ſpäteſtens vier Wochen vor dem Kündigungstermin beim Miet
einigungsamt geſtellt werden, damit bei dem großen Geſchäfts
andrange n rechtzeitig vor dem Kündigungstermin eine
mündliche Verhandlung anberaumt werden kann. Es iſt des
halb ratſam, daß ſich die Hausbeſitzer wegen einer beabſichtigten
ſehen seruns ſchon jetzt mit den Mietern in Verbindung

n.

Ohne Kündigungsfriſt ablaufende Mietverhältniſſe gelten nach S 6 Abſ. 2 der Bundesratsverord
nung vom 23. September 1918 auf unbeſtimmte Zeit verlängert,
wenn der Vermieter nicht vor dem Ablaufstage die Zuſtimmung
des Mieteinigungsamtes zum Ablauf erwirkt hat. Dieſe Rechts
lage iſt auch für viele Fälle von großer Bedeutung, in denen be
reits ein Spruch des Mieteinigungsamtes oder ein vor dem
Mieteinigungsamt geſchloſſener Vergleich vorliegt. Jn vielen
Entſcheidungen des Mieteinigungsamtes und in vielen Ver
gleichen, die vor dem Mieteinigungsamt geſchloſſen wurden, iſt
nämlich das Mietverhältnis bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt
verlängert worden. Tatſächlich läuft dieſes Mietverhälknis an
dieſem Tage nur dann ab, wenn der Vermieter noh eine aus
drückliche Ablaufzuſtimmung erwirkt hat. Der Antrag muß
ſpäteſtens am dritten Tage des letzten Mietmonats beim Miet-
einigungsamt eingehen, da ſonſt auf Aneraumung eines Ter-
mins nicht mehr gerechnet werden kann. Bei einem am 1. Juli
ablaufenden Mietverhältnis iſt alſo ſpäteſtens am 3. Juni der
Antrag auf Ablaufzuſtimmung zu ſtellen. Unter!äßt der Ver-
mieter die Stellung des Antrags auf Ablaufzuſtimmung, ſo
läuft das Mietverhältnis weiter und kann nur durch eine beſon-
dere Kündigung beendet werden. Zu beachten iſt hierbei wie
derum, daß Kündigungen nur mit vorheriger Zuſtimmung des
Mieteinigungsamtes rechtswirkſam ſind. (Siehe oben zu Abſ. 1.)

Das Mieteinigungsamt iſt vor jeder Kündigung eines
Wohnraumes um Genehmigung zu erſuchen. Dies gilt
auch für die wegen vertragswidrigen Verhaltens erfolgende „ſo-
fortige“ Kündigung. Hiernach iſt alſo für jede Räumungsklage
hinſichtlich eines Wohnraumes darzutun a) wenn die Klage auf
Kündigung geſtützt wird: daß das Mieteinigungsamt der Kün-
digung zugeſtimmt hat, b) wenn die Klage auf kündigungsloſen
Ablauf des befriſteten Mietvertrages geſtützt wird: daß das
Mieteinigungsamt dem Ablauf zugeſtimmt hat. (Vergleiche oben
zu Abſatz 2.)

Für Geſchäftsräume gelten die zu 1--3 auseinander-
geſetzten Beſtimmungen nicht. Geſchäftsräume dürfen ohne Zu-
ſtimmung des Mieteinigungsamtes gekündigt werden. Der
Mieter darf aber gegen die Kündigung beim Mieteinigungsamt
Einſpruch erheben. Er darf auch beantragen, daß ein ohne
Kündigungsfriſt ablaufender Mietvertrag über einen Geſchäfts
raum über den Endtermin hinaus verlängert wird. Wiederholt
ſei darauf aufmerkſam gemacht, daß Wohnräume nur mit Zu-
ſtimmung des Magiſtrats (Wohnungsamt) in Geſchäftsräume
umgewandelt werden dürfen.

Hauseigentümern und Mietern wird dringend nahegelegt,
ſich für die Termine genau über den letzten Friedensmietpreis
der betreffenden Räume zu unterrichten.

Pfingſtverkehr und weitere Verkehrsbeſſerung. Wie uns
von zuſtändiger Seite mitgeteilt wird, wird ſich der vielfach ge
äußerte Wunſch, Pfingſtſonderzüge verkehren zu laſſen, ebenſo-
wenig erfüllen laſſen wie die Bewilligung von Preisermäßi-
gungen für Eiſenbahnfahrten von Vereinen uſw. Dagegen
ſollen, wenn die erhoffte Beſſerung des Lokomotivbeſtandes ein
tritt, nach Pfingſten alle weiteren Beſchränkun-
gen im Perſonenverkehr ffallen. Dieſe beſtehen zur-
zeit einmal darin, daß jetzt nach Aufhebung der Reiſeerlaubnis-
ſcheine der Vorverkauf der Fahrkarte nur einen Tag vor der
Reiſe erfolgen darf. Dieſe Friſt ſoll im allgemeinen
wieder auf drei Tage erweitert werden, wie es
zu normalen Zeiten üblich war. Ferner ſoll die Rationie-
rung der Fahrkarten in Fortfall kommen, d. h.
man will die Beſchränkung der auszugebenden Fahrkarten für
die einzelnen Tage auf eine beſtimmte Zahl, nach deren Aus
gabe die Schalter geſchloſſen werden, aufheben. Ferner ſteht zu
erwarten, daß in dieſem Jahre wieder die beſonderen
täglichen Züge für den Verkehr nach Nord und Oſtſee,
nach dem Rieſengebirge, Thüringen, Sächſiſche Schweiz uſw.
eingeſtellt werden. Schließlich ſei noch darauf hingewieſen, daß
auch in dieſem Jahre zu Pfingſten eine möglichſt ge
ringe Benutzung der Eiſenbahnen erwünſcht iſt
und nur in beſonderen Fällen Reiſen angetreten werden ſollten.

Die Photographiſche Geſellſchaft Halle hält am Dienstag,
im Ge meindehaus „St. Stephanus“ (Albrecht-

ſtraße 27) eine Verſammlung ab. Prof. Dr. Edler wird einen
Lichtbhildervortrag über „Bilder aus Städten unſerer bedrohten
Oſtmark“ halten.

Thalia-Säle. Mittwoch, den 11. Juni, abends um 8 Uhr
Kunſtabend für die heimgekehrten und die noch fernen Kriegs
gefangenen zum Beſten des Volksbundes Halle. Karten
zu 3, 2 und 1 Mk. bei H. Hothan, Gr. Ulrichſtraße.

Hunſt u, Wiſſenſchaft
K. Die erſte Tagung der Weimar- Geſellſchaft vollzog ſich,

wie uns von unſerm ſtändigen Mitarbeiter in Weimar geſchrieben
wird, unter völligem Ausſchluß der Oeffentlichkeit. Erſchienen
waren Theaterleiter und Vorſtände literartſcher Geſellſchaften
aus Jena, Gera, Naumburg, Eiſenach, Erfurt, Jlmenau, Koburg
u'w., im ganzen ungefähr 50 auswärtige Vertreter. Die Ver-
handlungen drehten ſich hauptfächlich um die Frage, wie man die
Beſtrebungen der thüringiſchen literariſchen Geſellſchaften tech-
niſch zuſammenfaſſen kann zu einheitlicher kultureller Wirkung
Als Ergebnis der Verhandlungen iſt feſtzuſtellen, daß in Weim r
durch das Organ der Weimarer Blätter“ eine Zentralſtelle ge-
ſchaffen wird für Darbietungen literariſcher, muſikaliſcher und
kunſtgeſchichtlicher Art. Als Hauptgedanke für die eingeleiteten
Beſtrebungen darf der korporative wie ideelle Zuſammencſchluß der
geiſtigen Schichten Thüringens als Parallele zu dem ſtaatlichen
Zuſammenſchluß bezeichnet werden. Was die Veranſtaltungen
der Weimar- Geſellſchaft anlangt, ſo war beabſichtigt, in der
Pfingſtwoche ein größeres Feſt'piel im Weimarer Park zu ver
anſtalten, doch hat man im Hinblick auf die ernſte Zeit davon Ab
ſtand genommen. Dagegen wird am Himmelfahrtstage in einet
Morgenveranſtaltung der Dichter Hermann van Vötticher aug
ſeinen Werken vorleſen,



Provinz Sachſrw
Die Kufhebung der Ortsſchulaufſicht
Durch die beabſichtigte Aufhebung der Ortsſchul-

aufſicht werden die Geſchäfte der Kreisſchulinſpektoren ſtark
dermehrt worden. Zu den neuen Dienſtobliegenheiten der Kreis
i 7 gehört die Bereiſung des ihm unterſtellten Ge
ietes, die Fühlungnahme mit Lehrern und Eltern

und die Unterweiſung jüngerer Lehrer. Die bisherigen Dienſt
aufwandsentſchädigungen der Kreisſchulinſpektoren werden deshalb erhöht werden und zwar iſt
beabſichtigt, die aus dem Fortfall der Ortsſchulaufſicht flüſſig
werdenden Mittel (560 000 Mark) zur Verſtärkung der Dienſt
aufwandsentſchädigungen der Kreisſchulinſpektoren zu ver
wenden. Beagabſichtigt iſt ferner, die Wahrnehmung der neben
amtlichen Kreisſchulinſpektion durch Geiſtliche gänzlich auszu
ſchalten und ſie Fachleuten zu übertragen.

Z

5ur Verlegung der Generalkommiſſion
Merſeburg

th. Jm Entwurfe über die Landeskulturbehörden, der der
Landesverſammlung vorliegt, iſt beſtimmt, die Generalkom-
miſſion in Merſeburg zu verlegen und den Sitz der neuen Be-
hörde ſpäter zu beſtimmen. Geplant iſt als Sitz eine Stadt in
Thüringen. Der 14. Ausſchuß der Landesverſammlung, der den
Entwurf beraten hatte, hat dieſe Beſtimmung geſtrichen und
der Regierung überlaſſen, dem Parlament ſpäter eine Vorlage
über die Verlegung der Merſeburger Generalkommiſſion vor-
zulegen, die auch die Mittel für die neue Behörde anzufordern
habe. Die Kommiſſion ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß
durch die Beſtimmung im Landeskulturgeſetz, eine Behörde gaach
Gutdünken ſpäter verlegen zu können. ohne daß das Parlament
gefragt werde, das Etatsrecht des Parlaments angetaſtet werde.
Somit verbleibt bis auf weiteres die Generalkommiſſion in
Merſeburg.

c

Der neue Mittellandkanal
Das Staatsminiſterium wird in allernächſter Zeit ſich über

die Tracenführung des Kanals zwiſchen Hannover und
Magdeburg ſhlüſſig machen. Der Landesverſammlung wird
eine entſprechende Vorlage über den Bau des letzten Binde-
liedes des Mittellandkanals zugehen. Mit dem Bau des neuen

nalſtücks ſoll als Notſtandsarbeit bald nach ſeiner Bewilligung
begonnen werden.

x

Naumburg, 2. Juni. (Frecher Diebſtahl.) Jn der
Nacht zum letzten Mittwoch hielt gegen 3 Uhr morgens vor er
Reumühle in Boblas ein Kraftwagen, dem mehrere mit
Schußwaffen verſehene Männer in Militärkleidung entſtiegen.
Die Ankömmlinge, wahrſcheinlich 4—-56 an Zabl, drangen in
einen Raum ein, in dem ſie den Beſitzer vermuteten, worin aber
zwei Fremde nächtigten, die mit der Kartoffelreviſion im Orte
beguftragt waren. Einem dieſer Herren wurde unter Drohungen
und der Aufforderung „Hände hoch ein Gewehr vor die Bruſt
gehalten und die Frage nach dem Wirt an ihn gerichtet. Nach
dem ſich die Eindringlinge überzeugt hatten, daß ſie mit Frem-
den ſprachen, ließen ſie von dieſen ab und machten ſich ans Werk,
den Geldſchrank des Beſitzers eiligſt auf den vor dem Tore
haltenden Kraftwagen zu ſchleppen, was ihnen auch gelang, bb-
wohl er 3-4 Zentner ſchwer ſein mag. Mit ihrer Beute fuhren
die Diebe bis zum Exerzierplatz bei Naumburg, luden ſie dort
ab und drückten die Seitenwände, dann auch die Vorderwand
des Schrankes ein. Das Schloß iſt gleichfalls erbrochen, wobei
keineswegs geſchickt verfahren worden iſt. Von dem Jnhalt
eigneten ſich die Diebe, wie das „Naumburger Tageblatt“ meldet,
gegen 600 M. an, Sparkaſſenbücher ließen ſie liogen. Die
Flucht ſcheint dann über die Weißenfelſer Straße nach Wethau
vewerkſtelligt zu ſein.

k. Königerode (Südharz), 2. Juni. (Die Hausſamm-
kung des deutſchen Hilfswerkes für Kriegs
und Zivilgefangene) durch 4 junge Mädchen ergab in
unſerm Ort 410,50 M. von 181 Gebern. Die Kirchkaſſe ſpendete
z0 M. und die Gemeindekaſſe 10 M. Zwei Drittel dieſer
Sammlung wurde dem deutſchen Hilfswerk, der Regierungs
zentrale in Berlin zugeführt; ein Drittel verbleibt hier am Ort
zwecks einer Fürſorge für unſere heimkehrenden Gefangenen.
Dieſer letzte Betrag iſt bis zu ſeiner Verwendung ohne jeden
Abzug in der Sparkaſſe angelegt. Jm Anſchluß an die hieſige
Ortisgruppe wurde im Auftrage der Zentrale eine ſogenannte
„Kriegsgefangenenheimkehr“ als Beratungsſtelle für zurück
Jehrende Kriegsgefangene begründet, welcher die Herven Pfarrer
Prietze und Fritz Ermiſch angehören. Am 27. Mai feierte die
Witwe Dorothee Feiſt ihren 90. Geburtstag in Rüſtigkeit und
Friſche. Sie iſt die älteſte Perſon unſeres Ortes.

Reinsdorf, 1. Juni. (Die Poſtanſtalt) in Reinsdorf-
Werke (Kr. Wittenberg) iſt am 1. Juni auf gehoben worden.

1. Milow (Kr. Jerichow), 1. Juni. Einweihung eines
Erholungsheims.) Das vom Evangeliſchen Verband zur
Pflege der weiblichen Jugend Deutſchlands eingerichtete Er-
holungsheim wurde ſeiner Beſtimmung übergeben. Der Ver-
bandsvorſitzende Paſtor Thiele-Berlin leitete die Einweihungs
ſeier, an der ſich mehrere Jungfrauenvereine beteiligten. Jn
dem Heim haben bereits 30 berufs!ätige junge Mädchen zwecks
Erholung und geiſtiger Anregung Aufnahme gefunden.

1. Genthin, 1. Juni. (Ernennung.) Zum Kreis-Wirt-
ſchaftsinſpektor iſt Lehrer Lierſch von der hieſigen Landwirt-
ſchaftlichen Winterſchule ernannt worden. Er wird während
des Sommers im Kreiſe Jeriſchow 1 tätig ſein. 9

H Sporkbort
Berliner Derby Eckſtein gewinnt die Union.

Die genauen Ergebniſſe über die vorgeſtrigen Rennen auf
der Grunewaldbahn brachten wir bereits in unſerer geſtrigen
Rorgenausgabe. Daß der Derby Jahrgang nicht gerade von be-

Klaſſe iſt, zeigte der Verlauf des Rennens. Das aus
Pferden beſtehende Feld ſtellte mit das beſte Material dar.

Der größte Teil der Beteiligten erlag jedoch 233 auf halbem
Wege in dem ſcharfgelaufenen Rennen dem Mangel an Klaſſe
und Stehvermögen. Jm Einlauf kamen nur noch die beiden
Graditzer Gibraltar und Glockenturm ſowie Stall Haniels Eck
ſtein für den Ausgang in Betracht. Die letzten 109 Meter ent-ben ſich nun ein nervenpackender Endkampf zwiſchen Glocken-

rm und Eckſtein, den nur die größere Reitkunſt um einen Kopf
für Eckſtein zu entſcheiden vermochte. Aus dem übrigen Felde
machte ſich eigentlich nur noch Thor durch braves Lauſen bemerk-
bar, während Marmolata und Merlin ſchon an der Einlaufsecke
völlig erledigt waren. Jm Silbernen Pferd, dem be-
KRebten Ausgleichsrennen, vollbrachte Soldau, trotz ſeines hohen
Gewichts, vom Start bis zum Ziel in Front, eine Glanzleiſtung.
Der Logierhaus Ausgleich endete in einem heißen
Kampf zwiſchen vier Pferden, aus dem Reiſegefährtin alz knappe
Giegerin hervorging.

Tkademiſche Sportvereinigung Halle. Die leichtathletiſchen

Den finden nunmehr wieder regelmäßig Dienstag und

Dommerstags von 5 Uhr und Sonntags vorm. von 10 Uhr an
ſtatt. Der BVetrieb auf den Univerſitäts-Turn- und Spiel
plätzen auf der Ziegelwieſe iſt im vollen Umfange aufgenommen.

Berliner Cimbria zu Pfingſten in Halle. Das zu Oſtern
wegen der n nie micht ausgetragene Spiel kann
nunmehr beſtimm! ſtattfinden. Cimbrig iſt für Pfingſten von
Boruſſia nach Halle verpflichtet worden. Die Berliner
beſitzen eine außerordentliche ſchnelle und durchaus ſympathiſche
und faire Mannſchaft, die in der letzten Zeit ganz hervorragende
Re'ultate erzielt hat. B. S. V. 92, Tennis-Boruſſia-Vorwär s
und andere beſte Gegner mußten ſich von dieſer jungen Elf
ſchlagen laſſen. Jnzwiſchen iſt Cimbrig noch verſtärkt durch
Zelter (Preußen), Reſchke (Norden-Nordweſt) und Hintſche
(V. f. B. Köln). Boruſſia konnte am Himmelfahrts:ag ein un
entſchiedenes Reſultat erzielen und dieſes gelang nur dadurch,
daß B. ein Spiel vorführte, wie es man von ihr in Halle noch
nicht geſehen hat. Die Boruſſenmannſchaft iſt in der jetzigen
Aufſtellung ſehr ſpielſtark und kann man mit Recht auf das er
neute Zuſammentrefſen mit Cimbria ge pannt ſein. Ueber Tag
und Stunde des Beginns werden wir in einer der nächſten
Nummern berichten.

Bei den Berliner Hockey-Spielen ſiegte im QOualifikations
ſpiel zur Liga dex Wilmersdorfer Sport-Club gegen Allg. Turner
ſchaft Charl. mif 3:2 (2: 0) der Lübeckſche Turnverein gegen
Hockey- Union mit 3:2 (0 2).
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Geſellſchafts- Abſchlüſſe
Kaliwerke Aſchersleben. Der Jahresabſchluß weiſt einen

Gewinn von 4647 444 M. auf das 226 Millionen M. betragende
Aktienkapital, gegen 2 751 850 M. auf 12 Millionen M. Aktien-
kapital im Vorjahre, auf. Auf Anlagekonten werden 1 134 484 M.
gegen 1 285 862 M. i. V. abgeſchrieben. Der Reingewinn be
trägt 2317 667 M. gegen 1 285 862 M. i. V. Es wird eine
Dividende von 7 Proz. wie i. V. vorgeſchlagen. Der Vortrag
auf neue Rechnung beträgt 267 667 M. gegen 405 862 M. i. V.

Magdeburger Lebens-Verſicherungs- Geſellſchaft in Magde-
burg. Die Hauptverſammlung hat den Rechnungsabſchluß und
die Bilanz, ſowie die vorge chlagene Gewinnverteilung, nach
welcher die Aktionäre wieder 72 Mark für die Aktie 24 Proz.
erhalten, genehmigt und Entlaſtung erteilt. Die Wahlen für
den Aufſichtsrat ergaben die Wiederwahl der durch Ablauf ihrer
Amtsdauer ausſcheidenden Herren Stadtrat Guſtav Neuſchaefer
und Kaufmann O. Meyer-Zſchieſche (Mand-ſotre), ſowie des
Geh. Bergrats Dr. jur. V. Weidtmann (Aachen).

Vereinigte Thüringiſche Salinen vorm. Glenckſche Salinen
A.G. in Erfurt. Die Bohrlöcher lieferten 1918 in ausreichender
Menge die für die Salzgewinnung nötige Sole. Die Vroduklion
betrug 57850 D.- Z. (i. V. 69 741 D.-Z3.) und der Abſay
48 723 D. -3. (77 420 D.-Z.). Die ſeit dem Jahre 1909 auſer Be
trieb geſetzte Saline Heinrichshall bei Köſtritz wurde im ver-
floſſenen Jahre veräußert. Der Erlös blieb hinter dem Buch
wert zuvück. Der Betriebsgewinn ſtieg in 1918 auf 163 504 M.
(i. V. 155 840 M.). Dazu treten 28 180 M. (31 822 M.) Zinſen.
Unkoſten erforderten 67 106 M. (65 151 M.). Dem Erneuerungs-
fonds werden 50 000 M. (37 500 M.) und der Talonſteuerreſerve
wieder 1700 M. überwieſen. Einſchließlich 10 743 M. (18 763 M.)
Vortrag verbleibt ein Reingewinn von 83 620 M. (102 074
Mark), der wie folgt verteilt wird: Rückſtellungen 8460 M.
(8331 M.), Gratifikationen wieder 3000 M., 3 Proz. Dividende
(i. V. 4 Proz.) 60 000 M. (80 000 M.), Vortrag 12 159 M.
(10 743 M.). Nach der Bilanz betragen: Effekten 707 787 M.
(631 164 M.), Vorräte 53 052 M. (38 011 M.), traben
47 297 M. (51 691 M.), Debitoren 172 207 M. (200 0894 M. und
Kreditoren 88 278 M. (124 213 M.). Die Geſchäftslage iſt zur
zeit zu ungeklärt, um für das laufende Geſchäftsjahr bei ven
überall für den Salinenbetrieb ſich bietenden Schwierigkeiten
einigermaßen ſichere Erwartungen ausſprechen zu können.

Vereinigte Elbeſchiffahrts-Geſellſchaften A.-G. in Dresden.
Die Generalverſammlung genehmigte einſtimmig die mit
3 553 012 M. Verluſt abſchließende Jahresrechnung für 1918
und ſprach der Verwaltung die Entlaſtung aus. Die aus
ſcheidenden Aufſichtsratsmitglieder wurden zurufsweiſe wieder
gewählt und an Stelle des aus Geſundheitsrückſichten zurück
getretenen Geheimen Kommerzienrats von Sembora wurde
deſſen Sohn, Bankdirektor von Sembora, neu, in den Aufſichts
rat gewählt. Auf die Anfrage eines Aktionärs, ob das Gerücht
von dem bevorſtehenden oder ſchon vollzogenen Uebergang der
Geſellſchaft an eine itſcherhiſche Jntereſſentengruvve der Wahrheit
entſpricht, erklärte der Vorſitzende, daß dies Gerücht völlig aus
der Luft gegriffen ſei.

Vereinigte Strohſtoff-Fabriken in Dresden. Die General
verſammlung ſetzte die ſofort zahlbare Dividende auf 10 Proz.
feſt und wählte den ausſcheidenden Geheimen Kommerzienrat
Generalkonſul von Klemperer wieder. Die von einem Aklionär
gegebene Anregung, auf den 3586 000 M. betragenden Beſtand
an 5 Proz. Kriegsanleihe entſprechend ihres heutigen Kurs-
ſtandes weitere Abſchreibungen unter Verwendung der vor-
handenen Reſerven vorzunehmen, und Kürzung der Dividende
auf 5 Proz. fand ſeitens der Verwaltung und der anderen Aktio-
näre unter Hinweis auf die Beſtimmungen des Handelsgeſetz-
buches keine Unterſtützung.

Wullbrandt u. Seele A.G. in Braunſchweig. Die Gefoſchaft
ſchlägt 8 Proz. Dividende vor (gegen 15 Proz. im Vorjahre).

Geldmarkt und Banken
Neichsbank. Nach dem Ausweiſe der Reichsbank für die

dritte Maiwoche hat der Goldvorrat eine neue ſtarke Ab
nahme, und zwar um 198 575 000 M. auf 1 526 481 000 M. er-
fahren. Der Beſtand an Reichs- und Darlehnskaſſen ſcheinen er
höhte ſich um 301 172 000 M., auf 7 732 861 000 M. Das Wechſel
portefeuille ermäßigte ſich um 2 762 463 000 M., während Lom-
bards eine Erhöhung um 12 345 000 M. erfuhren. Der Noten-
umlauf nahm um weitere 328 627 000 M. zu, ſo daß er nun
mehr 27 486 491 000 M. beträgt. Die täglich fälligen Verbind-
lichkeiten verzeichnen einen Rückgang um 2821 732 000 M.

Umtauſch der Zwiſchenſcheine der neunten Kriegsanleihe,
Das Reichsbankdirektorium veröffentlicht im Anzeigenteil eine
Bekanntmachung darüber.

Deviſenſtellen. Nach den Vorſchriften der Deviſenordnung
vom 8. Februar 1917 dürfen Deviſengeſchäfte nur mit der Reichs
bank und den beſonders beſtimmten Perſonen und Firmen, den
ſogenannten Devi'enſtellen, abgeſchloſſen werden. Solchg Deviſen
ſtellen haben bieher nur in Berlin, Hamburg und Frank
furt a. M. beſtanden. Um die Abwicklung der Deviſengeſchäfte
zu erleichtern und zu beſchleunigen, ſind durch eine Bekanit
machung des Reichswirtſchafts miniſteriums vom 23. Mai 1919
nunmehr auch in Bremen, Köln, Leipzig, Mannheim und
München Diviſenſtellen errichtet worden.

Schutz der ungariſchen Staatsanleihen. Am 30. Mai iſt eine
Schutzvereinigung deutſcher Eigentümer von ungariſchen Staats
und ſtgatlich gavantierten Anleihen ins Leben getreten, die es
ſich zur Aufgabe ſetzt, die Intereſſen der deutſchen Eigentümer
von eingangs erwähnten Anleihen zu wahren.

Berliner Börlenberichte
Börſenſtimmungsbild. Nach Meinung der Börſe erſcheinen

die Hoffnungen auf Verhandlungen und damit Milderungen der
Friedensbedingungen nicht ausüchtslos, ſo daß eine zuverſichtlichere
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mmung an Ausdehnung gewann.
ſchäftliche Zurückhaltung vor,
uneinheitlicher Eröffnung erſt im Verlaufe Feſtigkeit
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3-4 „und für Farbwerte, wo Badiſche Anilin und
werke 5 Prozent anzogen. Weſentlich gebeſſert waren an
mann. Deutſche Waffen, HirſchKupfer, KölnRottwelle,
Orenſtein und Koppel, wo die Steigerungen 5 Prozent e 2
Petroleum und Kolonialwerte, ſowie ruſſiſche Vankgf

vorteiſhaft aus.
ändert.

ſchwachen

Pisenbahn-Aktien:Halberstadt Blankenb. 87.75
Halle-Hettstedter 75,Schantungbahn 124.Allg. Lokal-Str. 123.75
Er. Berl. Sir. 124.Magdeburger Str.-B.
Lux. Prinz Heinrich. -B. 255.
Orientbahn a 234.,50Sehifftahrts- Akt.
Hambg. Paketfahrt 86.Hambg.-Südamerika t 46.50Hansa-Dampfschift 193.50
Nordd. Lloyd 91.25

BRBanken:
Bank für Thür.
Berl. Handelsges. 143.,25
Comm a. Diskontobank 122,Duarmstädter Bank 106.
Dess. Landesbank eDentsche Bank 201.25
Diskonto-Comm. 145.75Dresdner Bank 131.Credit-Anst. I eipzig 30.
Mitteld. Kredithank 112.

Privat- Bank 107.75
Nationalbank
Oesterr. Kredit
Reichsbank 145,Indnusatrie-Aktfen:
Schnltheiss- Brauerei 230.15
Akt. f. Anilin 215.Allgem. Elektr.-Ges. 159
Ammendorfer Papierf.
Anhalter Kohlenw. 157.Annaberger Steingut 164,75
Badische Anilin 27Bergmann Elekt. Akt. 147.
Berl. Masech.- Bau 184
Bismarckhütte 171.50Bochumer Gußstahl 163,
Chem. Fabrik BuckauChem. Griesheim 172.25
Chem. v. Heyden 184.50
Consolidation Schalke 210,
Cröllwitzer Papierfabr.
Daimler-Motoren 174.Dentsch-Luxemburg 130.50
Dentsche Tebersee- El 216.50
Deutsehe Brdö 24
Dentsche Kali 161.Dentsehe Wafk. n. AMun. 7.
Donnersmarkhütte 187.
Döring u. Lehrmann 90.Dürkoppwerke 281.Elberfelder Farben 252.
Felten u. Gunilleaume 150.
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